
III

(In Anwendung des EU-Vertrags erlassene Rechtsakte)

IN ANWENDUNG VON TITEL V DES EU-VERTRAGS ERLASSENE
RECHTSAKTE

BESCHLUSS 2009/293/GASP DES RATES

vom 26. Februar 2009

über den Briefwechsel zwischen der Europäischen Union und der Regierung Kenias über die
Bedingungen und Modalitäten für die Übergabe von Personen, die seeräuberischer Handlungen
verdächtigt werden und von den EU-geführten Seestreitkräften (EUNAVFOR) in Haft genommen
wurden, und von im Besitz der EUNAVFOR befindlichen beschlagnahmten Gütern durch die

EUNAVFOR an Kenia und für ihre Behandlung nach einer solchen Übergabe

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 24,

auf Empfehlung des Vorsitzes,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN-Sicher­
heitsrat) hat am 2. Juni 2008 die Resolution 1816
(2008) verabschiedet, in der alle Staaten aufgefordert
werden, bei der Festlegung der Zuständigkeit sowie bei
den Ermittlungen gegen Personen, die für seeräuberische
Handlungen und bewaffnete Raubüberfälle vor der Küste
Somalias verantwortlich sind, und bei ihrer strafrechtli­
chen Verfolgung zusammenzuarbeiten. Diese Bestimmun­
gen wurden mit der am 2. Dezember 2008 vom VN-
Sicherheitsrat verabschiedeten Resolution 1846 (2008)
erneut bestätigt.

(2) Der Rat hat am 10. November 2008 die Gemeinsame
Aktion 2008/851/GASP über die Militäroperation der
Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Ver­
hütung und Bekämpfung von seeräuberischen Handlun­
gen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste So­
malias (1) (Operation „Atalanta“) angenommen.

(3) Nach der Gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP können
Personen, die seeräuberische Handlungen oder bewaffnete
Raubüberfälle begangen haben oder im Verdacht stehen,
diese Taten begangen zu haben, und die in den Hoheits­
gewässern Somalias aufgegriffen und im Hinblick auf die
Strafverfolgung durch die zuständigen Staaten festgenom­
men wurden, sowie die Güter, die zur Ausführung dieser
Taten dienten, an einen Drittstaat, der seine gerichtliche
Zuständigkeit in Bezug auf diese Personen und Güter
wahrnehmen möchte, übergeben werden, sofern mit
dem betreffenden Drittstaat die Bedingungen für diese
Übergabe im Einklang mit dem einschlägigen Völker­

recht, insbesondere den internationalen Menschenrechts­
normen, festgelegt wurden, um insbesondere sicherzustel­
len, dass für niemandem das Risiko der Todesstrafe, Fol­
ter oder jeglicher anderen grausamen, unmenschlichen
oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung besteht.

(4) Gemäß Artikel 24 des Vertrags hat der Vorsitz, unter­
stützt vom Generalsekretär/Hohen Vertreter, einen Brief­
wechsel zwischen der Europäischen Union und der Re­
gierung Kenias über die Bedingungen und Modalitäten
für die Übergabe von Personen, die seeräuberischer
Handlungen verdächtigt werden und von den EU-geführ­
ten Seestreitkräften (EUNAVFOR) in Haft genommen
wurden, und von im Besitz der EUNAVFOR befindlichen
beschlagnahmten Gütern durch die EUNAVFOR an Kenia
und für ihre Behandlung nach einer solchen Übergabe
ausgehandelt.

(5) Der Briefwechsel sollte genehmigt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Briefwechsel zwischen der Europäischen Union und der
Regierung Kenias über die Bedingungen und Modalitäten für
die Übergabe von Personen, die seeräuberischer Handlungen
verdächtigt werden und von den EUNAVFOR in Haft genom­
men wurden, und von im Besitz der EUNAVFOR befindlichen
beschlagnahmten Gütern durch die EUNAVFOR an Kenia und
für ihre Behandlung nach einer solchen Übergabe wird im Na­
men der Europäischen Union genehmigt.

Der Wortlaut des Briefwechsels ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), das betreffende Schreiben rechtsver­
bindlich für die Europäische Union zu unterzeichnen.
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Artikel 3

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Artikel 4

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 26. Februar 2009.

Im Namen des Rates
Der Präsident
I. LANGER
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